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Abstract

To overcome a lack of information in official income tax statistcs, we developed a statistical
matching approach for adding additional data from the German Socio-Economic Panel
(GSOEP) to the most recent official income tax statistics data as of 2002. Based on a
representative dataset of more than 35000 original tax report extracts, we implemented
a microsimulation model that calculates the fiscal impact of changes in the area of tax
deductible income related expenses, in particular tax deductible expenses for traveling
from home to work and the lump sum deductible for all income related expenses. The
new model allows a more detailed simulation of the fiscal impact of changes in the German
income tax law than previously possible.

Zusammenfassung

Die vorliegende Arbeit dokumentiert ein neues Mikrosimulationsmodell für Werbungs-
kosten, das im Auftrag des Bundesministeriums der Finanzen entwickelt wurde und das
die Schwierigkeiten bisheriger erfahrungsbasierter Werbungskostenmodelle durch Einsatz
moderner statistischer Verfahren überwindet. Das neue Modell erweist sich als flexibles,
leicht zu handhabendes Instrument zur Quantifizierung der kurzfristigen Aufkommens-
und Verteilungswirkungen von Steuerreformen. Wir wenden es zur Analyse der Effekte
wichtiger Änderungen des Einkommensteuergesetzes ab 1. Januar 2007 sowie einer Reihe
von Alternativorschlägen für die Abzugsfähigkeit von Werbungskosten aus nichtselbstän-
diger Arbeit an.

JEL Classification: C8, H24
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1 Einleitung

1.1 Motivation

Das Steueränderungsgesetz 2007 wurde am 29. Juni 2006 vom Deutschen Bundestag ver-
abschiedet. Nach der Zustimmung des Bundesrats am 7. Juli 2006 kann damit das Gesetz
zum 1. Januar 2007 in Kraft treten. In einer Neufassung des § 9 Abs. 2 EStG ist eine
Änderung der Entfernungspauschale vorgesehen.

Die Abschätzung der Aufkommenswirkungen einer Änderung des § 9 Abs. 2 EStG erfolg-
te bisher durch das Bundesministerium der Finanzen im Rahmen von erfahrungsbasierten
Werbungskostenmodellen. Bei der Modellierung gab es dabei eine Reihe von Schwierig-
keiten, insbesondere wegen nicht erfasster Pendlerpauschalen bei kurzen Entfernungen
zwischen Wohnung und Arbeitsstätte.

Ausgehend von der Geschäftsstatistik zur Einkommensteuer1 (siehe Lietmeyer et al.
(2005)) führte das Statistische Bundesamt für uns eine Sonderauswertung der Steuer-
fälle (Pendler) nach der Höhe der Werbungskosten sowie der Fahrtkosten durch. Für die
Schätzung der finanziellen Auswirkungen von Steuerrechtsänderungen im Zusammenhang
mit den Werbungskosten für Arbeitnehmer wurde dabei deutlich, dass auf Basis dieser
Angaben nicht immer valide Wirkungsanalysen möglich sind:

• So machen Arbeitnehmer sehr oft nur dann Angaben zu Fahrten zwischen Wohnung
und Arbeitsstätte, wenn die Summe der Fahrtkosten und sonstigen Werbungskosten
den Arbeitnehmer-Pauschbetrag übersteigen. Somit sind gegenwärtig in der Statis-
tik zu wenige Pendler ausgewiesen, die bis zu 13 km zur Arbeit zurücklegen.

• Zudem werden die Werbungskosten manchmal fehlerhaft erfasst. Fügt der Steu-
erpflichtige seiner Einkommensteuereklärung ein gesondertes Blatt mit einer Wer-
bungskostenaufstellung bei (Fahrtkosten, doppelte Haushaltsführung, Arbeitszim-
mer usw.) wird in einigen Fällen vom Finanzamt der gesamte Betrag bei sonstigen
Werbungskosten eingesetzt, ohne eine Aufteilung auf Fahrtkosten und sonstige Wer-
bungskosten vorzunehmen. Dieses Verfahren führt zwar zu einer korrekten Steuer-
berechnung, aber zu einer falschen Statistik. Im Ergebnis sind daher bei solchen
Fällen die Fahrtkosten in der Statistik zu gering und die sonstigen Werbungskosten
zu hoch ausgewiesen.

Die vorliegende Arbeit dokumentiert ein neues Mikrosimulationsmodell für Werbungs-
kosten, das diese Schwierigkeiten durch Einsatz moderner statistischer Verfahren über-
windet.

Die rechenintensive statistische Aufbereitung der Daten erfolgte mit spezieller Statistik-
Software, die Ergebnisse flossen in ein einfach zu bedienendes Excel-Modell ein. Das neue
Modell ermöglicht die exakte Simulation der Aufkommenswirkungen von Änderungen

1Rechtsgrundlage der verwendeten Geschäftsstatistik ist der § 2a des Gesetzes über Steuerstatistiken
(StStatG) vom 11. Oktober 1995.
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im Werbungssteuerrecht (insbesondere der Entfernungspauschale und des Arbeitnehmer-
Pauschbetrags). Neben den Aufkommenswirkungen wird auch die Zahl der gegenüber dem
aktuellen Recht besser bzw. schlechter gestellten Steuerpflichtigen berechnet.

Das neue Modell erweist sich als flexibles, leicht zu handhabendes Instrument zur Quan-
tifizierung der Ergebnisse von Steuerreformen auf Grundlage aktueller Methoden der Da-
tenfusion. Wir wenden es an zur Analyse der Effekte wichtiger Änderungen des Einkom-
mensteuergesetzes ab 1. Januar 2007 sowie einer Reihe von Vorschlägen zu denkbaren
Alternativregelungen für die Werbungskosten aus nichtselbständiger Arbeit.

Im Rahmen dieses Artikels zeigen wir zunächst die Wichtigkeit von Steuersimulationen,
beschreiben kurz die wichtigsten Mikrosimulationsansätze und wählen einen für das Ziel
unseres Modells geeigneten Ansatz aus. Nach einer Darstellung der verschiedenen Schritte
der Datenaufbereitung (mit einem kleinen Exkurs zur Datenfusion) beschreiben wir das
Modell selbst. Anschließend referieren wir die Ergebnisse einiger Reformvorschläge für die
Neugestaltung der Entfernungspauschale im Steueränderungsgesetz 2007. Abschließend
weisen wir auf eine Reihe möglicher Erweiterungen des Modells hin; insbesondere erscheint
eine Erweiterung auf mehrere Jahre sinnvoll.

1.2 Mikrosimulationsmodelle

1.2.1 Notwendigkeit

In den meisten Ländern finanziert der Staat seine Ausgaben – und damit auch seine
Aufgaben – durch die Erhebung von Steuern und Abgaben.2 Mit dem Steuersystem sind
meist auch Verteilungseffekte verbunden. Daher ist das Steuersystem schon lange ein
zentrales Gestaltungselement der Politik.

Tabelle 1 gibt einen Überblick über die kassenmäßigen Steuereinnahmen in der Bundes-
republik Deutschland im Kalenderjahr 2005. Hier zeigt sich die besondere Bedeutung von
zwei Steuerarten: der Einkommensteuer sowie der Mehrwertsteuer. Personen und Haus-
halte werden durch diese beiden Steuerarten stark beeinflusst. Die Einkommensteuer als
wichtigste direkte Steuer beeinflusst Entscheidungen des Individuums über das Arbeits-
angebot, die Mehrwertsteuer als wichtigste indirekte Steuer beeinflusst die Konsument-
scheidungen (vgl. Laisney und Wagenhals (1990)).

Die aufkommensstärkste Einzelsteuer ist die Einkommensteuer. Die – perzipierte und
objektive – Bedeutung dieser Steuer für das Individuum ist nicht zu unterschätzen: kaum
ein Arbeitnehmer bleibt bei Betrachtung seiner Lohn- oder Gehaltsabrechnung gleichgül-
tig, die Einkommensteuer ist das zentrale distributive Element in unserer Gesellschaft.

Mit zunehmender Popularität von Steuerreformen in der Politik steigt die Notwendig-
keit, Aufkommens- und Verteilungswirkungen von Änderungen des Steuersystems progno-
stizieren zu können. Hierzu wurden in Wissenschaft und Verwaltung verschiedene Ansätze
zur Steuersimulation entwickelt und eingesetzt.

2Es gibt einige wenige Ausnahmen wie z. B. die Vereinigten Arabischen Emirate, wo praktisch keine
Steuern erhoben werden und die staatlichen Aufgaben durch die Erlöse der staatlichen Ölförderung
finanziert werden.
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Steuerart Aufkommen Anteil
in Mio. ¤ in Prozent

Gemeinschaftssteuern 301 673 67
darunter:

Lohnsteuer 118 919 26
Veranlagte Einkommensteuer 9 766 2
Nicht veranlagte Steuern vom Ertrag 9 952 2
Zinsabschlag 6 990 2
Körperschaftsteuer 16 333 4
Steuer vom Umsatz 139 712 31

Bundessteuern 83 509 18
darunter:

Versicherungssteuer 8 750 2
Tabaksteuer 14 273 3
Mineralölsteuer 40 101 9
Stromsteuer 6 462 1
Solidaritätszuschlag 10 315 2
Sonstige Bundessteuern 3 608 1

Landessteuern 20 579 5

Gemeindesteuern 41 853 9

Zölle 3 378 1

Steuereinnahmen insgesamt 450 992 100
Quelle: Bundesministerium der Finanzen, Monatsbericht Juli 2006.

Tabelle 1: Kassenmäßige Steuereinnahmen nach Steuerarten im Kalenderjahr 2005
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Aufgrund der Vielfältigkeit der in der Realität zu beobachtenden Personen- und Haus-
haltsmerkmale ist die weit verbreitete Abschätzung der Wirkung wirtschaftspolitischer
Reformen auf der Grundlage fiktiver Daten oder auf der Basis künstlich konstruierter
„typischer Haushalte“ für die Beurteilung von Steuerreformvorschlägen nicht mehr aus-
reichend. Zugrunde gelegt werden müssen vielmehr reale Mikrodaten, die im Wege einer
repräsentativen Stichprobe erhoben worden sind.

Solche Mikrosimulationsmodelle werden in neuerer Zeit auch in der Bundesrepublik
Deutschland zur Analyse der Wirkungen tatsächlicher oder hypothetischer Reformen des
Steuer-, Sozialversicherungs- und Transfersystems verwendet (siehe Wagenhals (2004)
oder Peichl (2005)). Diese Mikrosimulationsmodelle beruhen meist auf sehr großen, reprä-
sentativen Querschnitts- oder Paneldatensätzen, die die Heterogenität der Wohnbevölke-
rung Deutschlands erfassen. Mikrosimulationsmodelle erlauben damit ein ungleich höheres
Niveau der Disaggregation als rechenbare allgemeine Gleichgewichtsmodelle. Dies ist ins-
besondere dann bedeutsam, wenn Verteilungswirkungen analysiert werden sollen: etwa
die Zahl der durch eine Reform besser- oder schlechter gestellten Personen bzw. Familien
oder Wirkungen auf Armut und Ungleichheit in der Gesamtbevölkerung oder Wirkungen
auf Teilgruppen der Bevölkerung, wie etwa allein erziehende Mütter. Ein weiterer Vorteil
von Mikrosimulationsmodellen liegt darin, dass durch Hochrechnung der individuellen Er-
gebnisse die Aufkommenswirkungen von Reformvorschlägen sehr viel präziser abgeschätzt
werden können als mit rechenbaren allgemeinen Gleichgewichtsmodellen. Deshalb bieten
sich für die praktische Politikberatung gegenwärtig vor allem Mikrosimulationsmodelle
an.

1.2.2 Wichtigste Ansätze

Zur Simulation von Steuerreformen verwendete Modelle lassen sich anhand folgender Kri-
terien klassifizieren:

1. nach der kleinsten modellierten Untersuchungseinheit in Gruppen- und Mikrosimu-
lationsmodelle,

2. nach der Modellierung von Verhaltensanpassungen in statische und dynamische Mo-
delle und

3. nach der zeitlichen Dimension der Daten in Querschnitt- und Längsschnitt- oder
Paneldatenmodelle.

Gruppen- vs. Mikrosimulationsmodelle. Charakteristikum von Gruppensimulations-
modellen ist die Gruppierung in der Bevölkerung anhand sozio-ökonomischer Merkma-
le wie Alter, Geschlecht, Familienstand, Einkommen, Steuerklasse, etc. Innerhalb jeder
Gruppe wird Homogenität unterstellt. Sämtliche Schätzungen und Simulationen beziehen
sich auf ein hypothetisches, mehr oder weniger repräsentatives Individuum der Gruppe.
Der Vorteil von Gruppensimulationsmodellen besteht in ihrer relativen Einfachheit und
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ihrem relativ geringen Anspruch an die Datenverfügbarkeit. Daher wurden solche Mo-
delle insbesondere vor der allgemeinen Verfügbarkeit detaillierter Mikrodaten und ausrei-
chender IT-Verarbeitungskapazitäten verwendet. Nachteile ergeben sich durch zwangswei-
se Nivellierung von individuellen Unterschieden innerhalb der Gruppen. Innerhalb jeder
Gruppe wird unterstellt, dass die in dieser Gruppe enthaltenen Individuen in Bezug auf
die untersuchungsrelevanten Merkmale identisch sind. Diese Annahme wirkt jedoch bei
einer typischerweise maximal zweistelligen Zahl verschiedener Gruppen wenig plausibel.
Zudem können nur Umverteilungen zwischen den Gruppen simuliert werden, Umvertei-
lungen innerhalb einer Gruppe können nicht abgebildet werden. Eine weitere gravieren-
de Einschränkung besteht darin, dass die sozio-ökonomische Dynamik, ausgedrückt etwa
durch Änderungen der Erwerbsbeteiligung, Haushaltsgröße und -zusammensetzung, nicht
berücksichtigt werden kann. Ein Modell über mehrere Perioden ist also nur unter der
restriktiven Annahme einer konstanten ökonomischen und sozialen Struktur möglich.
Mikrosimulationsmodelle basieren dagegen auf einem Datenbestand einzelner Wirt-

schaftssubjekte. Dies können z. B. Personen, Unternehmen oder Haushalte sein. Daher
können individuelle Unterschiede und Besonderheiten im Modell abgebildet werden. Da
das Wirtschaftssubjekt die ökonomische Einheit ist, die Entscheidungen trifft, setzen Mik-
rosimulationsmodelle an der kleinstmöglichen Einheit an und erreicht daher prinzipiell die
höchstmögliche Genauigkeit. Verhaltensanpassungen und Änderungen in Strukturen kön-
nen modelliert werden.

Vor diesem Hintergrund verwenden wir ein Mikrosimulationsmodell für die Modellie-
rung von Änderungen des Steuersystems. Der Steuerveranlagungsprozess wird dann –
gegeben die Granularität unserer Daten – exakt auf der Ebene nachgebildet, auf der er in
der Realität statt findet, nämlich auf der Ebene des Steuersubjekts.3

Statische vs. dynamische Modelle. Statische Modelle basieren auf einem Datenbe-
stand, der im Rahmen der Modellierung konstant ist. Ein nicht mehr ganz aktueller Da-
tenbestand4 kann auf Basis einfacher Annahmen fortgeschrieben werden („aging“), z. B.
durch Anpassung von Einkommen an die durchschnittliche Einkommensentwicklung oder
durch Anwenden neuer Steuertarife. Demografische Änderungen (etwa Änderungen der
Haushaltszusammensetzung) und makroökonomische Änderungen (besonders strukturelle
Änderungen des Arbeitsmarktes) werden im Rahmen des aging jedoch nicht abgebildet.
Verhaltensanpassungen der Individuen bleiben ebenfalls außen vor.
Dynamische Modelle berücksichtigen Änderungen innerhalb des Datenbestandes. So

können z. B. Verhaltensanpassungen der Wirtschaftssubjekte und veränderte Strukturen
auf dem Arbeitsmarkt berücksichtigt werden. Naturgemäß zeichnen sich dynamische Mo-
delle im Vergleich zu statischen Modellen durch eine höhere Komplexität aus.

Im gegenwärtigen Untersuchungszusammenhang interessieren wir uns nur für kurzfristi-

3Gottfried und Witczak (2006) zeigen, dass detailliert an Einzelveranlagung ansetzende Mikrosimu-
lationsmodelle – wie das vorliegende – im Vergleich zu Gruppenmodellen zu wesentlich genaueren
Steuerschätzungen führen.

4Meist beziehen sich die Datenbestände zur Steueranalyse aufgrund der Erhebungsmethodik auf einen
mehrere Jahre zurück liegenden Zeitraum.
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ge Aufkommens- und Verteilungswirkungen von Steuerreformen. Für kurzfristige Betrach-
tungen (für den „Morgen danach“) sind statische Modelle nach wie vor sinnvoll. Nicht nur,
weil in der kurzen Frist dynamische Effekte vernachlässigbar sind, sondern weil in dyna-
mischen Modellen natürlich zusätzliche Spezifikations- und Schätzfehler auftreten können.
Deshalb wählen wir für das hier dokumentierte Modell einen statischen Ansatz.

Quer- vs. Längsschnittmodelle. Querschnittmodelle basieren auf einem möglichst re-
präsentativen Datenbestand, der einmalig erhoben wurde. Falls dynamische Modelle ge-
rechnet werden, dann wird dieser Datenbestand aufgrund von a priori definierten Regeln
fortgeschrieben.

Im Gegensatz dazu werden bei Längsschnitt- und Paneldatenmodellen Beobachtungen
mehrerer Perioden bei der Analyse berücksichtigt. Gegenüber Querschnittsmodellen liegt
der Vorteil darin, dass zur Fortschreibung der Daten keine oder jedenfalls weniger – mög-
licherweise fehlerhafte – Annahmen nötig sind. Verhaltensanpassungen können auf Basis
von Paneldaten besonders gut geschätzt werden, weil die individuelle Heterogenität besser
als mit Querschnittsdaten berücksichtigt werden kann. Da bisher noch keine Paneldaten
für die Einzeldaten der Einkommensteuerstatistik vorliegen, sind wir leider auf Quer-
schnittsdaten angewiesen.

Konsequenzen für den vorliegenden Anwendungsfall. Unser Ziel ist die Erstellung
eines neuen, leicht einsetzbaren Modells zur Schätzung der finanziellen Auswirkungen von
Steuerrechtsänderungen im Zusammenhang mit Werbungskosten für Einkünfte aus nicht-
selbständiger Arbeit. Im Mittelpunkt steht die Simulation kurzfristiger Aufkommen- und
Verteilungswirkungen. Deshalb wählen wir einen statistischen Mikrosimulationsansatz oh-
ne Verhaltensanpassung, aber mit aging, der auf den aktuellsten gegenwärtig verfügbaren
Querschnittsdaten beruht.

2 Daten

2.1 Überblick

Die Daten, die unserem Rechenmodell zugrundeliegen, beruhen auf den Zahlen einer Son-
derauswertung der Einkommensteuerstatistik 2002, die das Statistische Bundesamt für
uns durchgeführt hat, sowie auf Daten des Sozio-oekonomischen Panels (SOEP), die vom
Deutschen Institut für Wirtschaftsforschung (DIW) zur Verfügung gestellt wurden (siehe
SOEP Group (2001)).

Unsere primäre Datengrundlage ist die jährliche Geschäftsstatistik des Statistischen
Bundesamtes zur Lohn- und Einkommensteuer. Das Statistische Bundesamt zog für uns
eine geschichtete 10-Prozent-Stichprobe aus der derzeit aktuellsten Datenbasis, der Ein-
kommensteuerstatistik für das Jahr 2002 und aus dieser wiederum eine Zufallsstichpro-
be, um die Zahl der Datensätze auf ein im Modell verarbeitbares Maß zu reduzieren.
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Das Ergebnis wurde um die Datenfelder bereinigt, die eine Deanonymisierung theore-
tisch ermöglichen könnten und den Verfassern als anonymisierte Stichprobe zur Verfü-
gung gestellt. Die fehlenden Angaben der amtlichen Daten in den Bereichen Entfernung
Wohnung–Arbeitsstätte und nachgewiesene sonstige Werbungskosten wurden im Rahmen
einer Datenfusion aus den Daten des Sozio-oekonomischen Panels für das Jahr 2002 er-
gänzt. Diese Daten enthalten die in der Geschäftsstatistik fehlenden Angaben zu Fahrten
zwischen Wohnung und Arbeitsstätte.

Unsere repräsentative Stichprobe besteht aus über 35 000 Datensätzen. Jeder einzelne
Datensatz repräsentiert eine genau definierte Zahl von Steuerfällen. Mit dieser repräsen-
tativen Stichprobe können die Wirkungen auf die Gesamtheit aller Steuerfälle bestimmt
werden.

2.2 Stichprobenziehung aus Daten der amtlichen Statistik

2.2.1 Methodik

Als Datenbasis wurde zunächst eine vom Statistischen Bundesamt nach den dortigen
Standard-Verfahren gezogene 10-Prozent-Stichprobe, geschichtet nach Gesamtbetrag der
Einkünfte, verwendet. Diese Art der Stichprobenziehung hat zur Folge, dass insbesondere
die Bezieher hoher Einkommen eine größere Auswahlwahrscheinlichkeit haben, da diese
Einkommensklassen verhältnismäßig dünn besetzt sind. Die Gewichtungsfaktoren der ein-
zelnen Datensätze stellen sicher, dass die Stichprobe insgesamt wieder repräsentativ ist.
Aus dieser Stichprobe wurde wiederum eine 1-Prozent-Zufallsstichprobe gezogen.

2.2.2 Plausibilisierung

Wir gehen von der Hypothese aus, dass aufgrund der hohen Zahl an Beobachtungen in
der verwendeten Stichprobe auf eine zweite Schichtung verzichtet werden kann.

Zur Kontrolle dieser Hypothese wurden 50 weitere Stichproben gezogen und die empi-
rischen Verteilungen (namentlich Quantile und arithmetisches Mittel) von wesentlichen
Größen wie Gesamtbetrag der Einkünfte, zu versteuerndes Einkommen und einzelne Wer-
bungskostenfelder verglichen. Es wurden jeweils nur sehr geringe Abweichungen der Zu-
fallsstichproben untereinander sowie im Vergleich mit der 10-Prozent-Stichprobe festge-
stellt. Außerdem wurden wesentliche Verteilungsgrößen mit den Größen aus dem Origi-
nalbestand abgeglichen.

Tabelle 2 gibt einen kurzen Überblick über wesentliche Verteilungsgrößen in Modell und
Originalbestand. Man erkennt, dass die Größen des Modells dem Original außerordentlich
nahe kommen.

2.3 Ergänzung von nachgewiesenen Werbungskosten

Bei Steuerfällen mit Werbungskosten deutlich unterhalb der Pauschale wurde davon aus-
gegangen, dass sich diese Steuerpflichtigen nicht die Mühe machen, verschiedene Einzelbe-
lege (z.B. Fachliteratur, Arbeitskleidung) mit der Steuererklärung einzureichen. Konkret
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Modelldaten Originaldaten

Grundtabelle Zu versteuerndes 1. Quartil 7 851 ¤ 8 246 ¤
Einkommen Median 18 333 ¤ 18 188 ¤

3. Quartil 26 975 ¤ 26 827 ¤
arithm. Mittel 20 423 ¤ 20 740 ¤

Grenzsteuersatz 1. Quartil 16,0 % 16,5 %
(Tarif 2006) Median 26,9 % 26,8 %

3. Quartil 31,1 % 30,9 %
arithm. Mittel 22,3 % 22,4 %

Splittingtabelle Zu versteuerndes 1. Quartil 19 302 ¤ 19 046 ¤
Einkommen Median 32 763 ¤ 32 495 ¤

3. Quartil 49 087 ¤ 48 600 ¤
arithm. Mittel 39 206 ¤ 39 602 ¤

Grenzsteuersatz 1. Quartil 19,3 % 18,9 %
(Tarif 2006) Median 26,0 % 26,0 %

3. Quartil 29,9 % 29,7 %
arithm. Mittel 22,8 % 22,7 %

Quelle: BMF, Stat. Bundesamt, eigene Berechnungen.

Tabelle 2: Vergleich wichtiger Verteilungsgrößen in den verwendeten Modell- und Originaldaten

wurde dies angenommen, wenn die gesamten Werbungskosten unterhalb des Pauschbe-
trags und die einzeln nachgewiesenen Werbungskosten unterhalb von 200 ¤ lagen.

Dadurch wurden einerseits all die Steuerpflichtigen in die Fusion einbezogen, die über-
haupt keine Angaben zu Werbungskosten machen. Andererseits ist aber davon auszu-
gehen, dass es einige Tatbestände gibt, die sehr wenig Mühe bei der Anfertigung der
Steuererklärung erfordern und daher möglicherweise von einigen Steuerpflichtigen geltend
gemacht werden (etwa Zeitungs- oder Zeitschriftenabonnements), ohne jedoch alle Mög-
lichkeiten des Werbungskostennachweises auszuschöpfen. Die Grenze von 200 ¤ wurde
gewählt, um diese „bequemen“ Steuerpflichtigen auch in die Datenergänzung aufzuneh-
men.

Daher ergänzten wir im Rahmen einer Datenfusion die nachgewiesenen Werbungskos-
ten solcher Fälle durch nachgewiesene Werbungskosten von Steuerfällen mit Werbungs-
kosten oberhalb der Pauschale. Hinter diesem Ansatz steht die Annahme, dass Steuerfälle
mit Werbungskosten oberhalb der Pauschale alle berücksichtigungsfähigen nachgewiese-
nen Werbungskosten geltend machen, da sie dadurch ihre Steuerlast verringern können.
Zur Fusion wurden hier jedoch nur solche Steuerfälle mit Werbungskosten oberhalb der
Pauschale heran gezogen, deren nachgewiesene Werbungskosten maximal 400 ¤ betra-
gen. Der Grund hierfür ist, dass durchschnittlich etwa 25 bis 30 Prozent der gesamten
Werbungskosten auf einzeln nachgewiesene Werbungskosten entfallen, der Rest auf die
Pendlerpauschale. Daher ist anzunehmen, dass Steuerfälle mit einzeln nachgewiesenen
Werbungskosten von über 400 ¤ typischerweise auch die Pendlerpauschale in Anspruch
nehmen werden, weil sie im Allgmeinen damit rechnen können, dass die Summe aller
Werbungskosten oberhalb der Pauschale liegen wird. Bei Anwendung der Splittingtabel-
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le wurde dieses Vorgehen modifiziert, um Personen ohne Bruttolohn berücksichtigen zu
können. Nicht erwerbstätige Ehepartner bzw. nur geringfügig erwerbstätige Ehepartner
wurden dadurch weitestgehend eliminiert, indem wir nur bei Personen mit Bruttoeinkünf-
ten über 1 000 ¤ p. a. eine Ergänzung durchführten.

2.4 Ergänzung von Entfernungen zwischen Wohnung und
Arbeitsstätte

Bei den Steuerfällen, die keine Angaben zu Entfernung zwischen Wohnung und Arbeits-
stätte machen, erfolgt eine Ergänzung der Daten auf Basis der Angaben des Sozio-
oekonomischen Panels (SOEP). Es werden nur solche Personen aus dem SOEP zur Da-
tenfusion verwendet, welche Angaben zur Entfernung Wohnung – Arbeitsstätte machen
und deren Entfernung zwischen Wohnung und Arbeitsstätte maximal 10 km beträgt. Hin-
tergrund ist, dass der Pauschbetrag gegenwärtig bereits ab etwa 13 km Entfernung ausge-
schöpft wird. Eine Analyse der amtlichen Daten ergibt, dass die Pendlerpauschale in der
Regel etwa 70 bis 75 Prozent der gesamten Werbungskosten ausmacht. Daher ist anzuneh-
men, dass Steuerpflichtige ab einer Entfernung von 11 km in der Regel Angaben über die
Entfernung machen werden, da sie mit geringen anderen nachgewiesenen Werbungskosten
bereits steuerlich besser gestellt werden als bei Geltendmachung der Pauschale.

Bei Einzelveranlagung wurde für die Anzahl der Tage der Median aus den amtlichen
Angaben verwendet, der bei 221 Tagen liegt. Analog wurde bei gemeinsamer Veranlagung
vorgegangen. Die entsprechenden Werte liegen bei 223 Tagen bei Männern und 220 Tagen
bei Frauen.

2.5 Aging der Daten

Da sich die ursprünglichen Daten auf das Jahr 2002 beziehen, die Modellierung jedoch
für 2006 gelten soll, wurde eine Inflationierung der Daten durchgeführt.

2.5.1 Einzeln nachgewiesene Werbungskosten

Für die einzeln nachgewiesenen Werbungskosten (z. B. Arbeitskleidung, Literatur) wurde
angenommen, dass diese sich etwa gleichlaufend mit dem allgemeinen Preisniveau entwi-
ckeln. Das statistische Bundesamt weist für 2002 einen Verbraucherpreisindex von 103.4
aus (die Werte des Jahres 2000 werden als Basis mit 100 angesetzt), für 2005 einen Wert
von 108.3. Dies entspricht einer gesamten Steigerung um etwa 4.7 Prozent. Bei Annahme
einer eher moderaten Preisentwicklung für 2006 wurde für den gesamten Zeitraum eine
Steigerung von 5 Prozent angenommen und modelliert.

2.5.2 Zu versteuerndes Einkommen

Um eine Einschätzung über die Einkommensentwicklung der abhängig Beschäftigten zu
erhalten, wurden Gespräche mit Praktikern der Finanzverwaltung und mit Experten aus
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der Industrie geführt. Nach diversen Schätzungen gab es gegenläufige Effekte: einerseits
moderate Lohn- und Gehaltszuwächse, andererseits wurden außertarifliche Zulagen und
Überstundenvergütungen restriktiver gehandhabt.

Das Steuersystem blieb in wesentlichen Abzugstatbeständen (z.B. Sonderausgaben) für
die nichtselbständig Beschäftigten weitgehend konstant, einige wenige Pauschalen wurden
leicht erhöht.

Als Kompromisslösung für diese diversen, schwer zu quantifizierenden Einflussgrößen
wurde auch hier eine Inflationierung von 5 Prozent für das zu versteuernde Einkommen
gewählt. Gestützt wird dieser Ansatz auch von Berichten, nach denen die reale Kaufkraft
der Erwerbstätigen im Laufe der vergangenen Jahre eher konstant blieb.

2.6 Grenzsteuersätze

Auf Basis des inflationierten zu versteuernden Einkommens berechneten wir die indivi-
duellen Grenzsteuersätze. Hierzu fand die erste Ableitung der Tariffunktion (§ 32a EStG)
für den Veranlagungszeitraum 2006 Anwendung.

2.7 Datenfusion

2.7.1 Propensity-Score-Ansätze

Zur Fusion der amtlichen Steuerdaten und des Sozio-oekonomischen Panels verwenden
wir Fusionsalgorithmen, insbesondere Propensity-Score-Ansätze. Eine ausführliche Dar-
stellung findet sich in Buck (2006).

Propensity-Score-Ansätze haben ihren Ursprung in der Korrektur der Selektionsverzer-
rung in der Wirkungsanalyse bei Experimenten. Insbesondere in der Medizin tritt das
Problem auf, dass Individuen bestimmten Einflussfaktoren (wie z. B. Umweltgiften) aus-
gesetzt sind oder im Rahmen von Experimenten eine bestimmte Behandlung erfahren.
Forschungsziel ist dann die Analyse, ob diese Behandlungen oder Einflussfaktoren eine
signifikante Wirkung haben. Da jedoch nicht bekannt ist, wie die betrachteten Individuen
ohne die Einflussfaktoren reagiert hätten, werden die Merkmalsträger der betrachteten
Gruppe mit anderen Individuen verglichen, die den Einflussfaktoren nicht ausgesetzt wa-
ren. Meist ist die betrachtete Gruppe relativ klein und es gibt sehr viele Individuen ohne
bestimmte Behandlung bzw. Umwelteinflüsse. Die Problematik der Selektionsverzerrung
taucht nun typischerweise auf, weil sich die Individuen aus der betrachteten Gruppe oft
systematisch von den nicht behandelten Individuen unterscheiden. Unter Verwendung von
Propensity Scores sollen nun aus der großen Gruppe nicht behandelter Individuen dieje-
nigen herausgesucht werden, welche den behandelten Individuen möglichst ähnlich sind,
so dass eine bestmögliche Vergleichbarkeit hergestellt wird.

2.7.2 Anwendung

Propensity-Score-Methoden sind auch als Hilfsmittel zur Datenfusion sinnvoll. Wenn im
Sekundärfile, wie in unserem Anwendungsfall, eine große Zahl vom Individuen vorliegt,
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dann ähnelt die Situation der einer experimentellen Wirkungsanalysen: Auch im Rahmen
der Datenfusion soll zu jedem Datensatz des Primärfiles ein möglichst ähnlicher Datensatz
aus dem Sekundärfile gefunden werden. In unserem konkreten Anwendungsfall ist die
Geschäftsstatistik zur Einkommensteuer des Statistischen Bundesamtes das Primärfile,
das Sozio-oekonomische Panel das Sekundärfile.

Wir ergänzen Primär- und Sekundärfile um eine binäre Variable S, die die Zugehörigkeit
zum Primärfile kodiert, also

Si =

{
1 falls der Datensatz im Primärfile enthalten ist und
0 falls der Datensatz im Sekundärfile enthalten ist

(1)

Nun wird auf Basis gemeinsamer Variablen Z eine Funktion e(Z) geschätzt, welche
die bedingte Wahrscheinlichkeit angibt, dass eine Beobachtung i mit den gemeinsamen
Variablen Zi dem Primärfile angehört:

e(zi) = P (S = 1|Z = zi) (2)

Diese Funktion e(Z) wird als Propensity Score bezeichnet. Die Schätzwerte ê(z) der
Propensity Scores können dann zur Bestimmung des geeigneten Fusionspartners verglichen
werden, indem für jeden Datensatz im Primärfile der Datensatz des Sekundärfiles gesucht
wird, dessen Propensity Score sich minimal vom Propensity Score des Datensatzes im
Primärfile unterscheidet.

Üblicherweise werden Logit- oder Probit-Modelle zur Schätzung von Propensity Scores
verwendet. Die Unterschiede sind praktisch immer vernachlässigbar (siehe dazu Buck
(2005)).

2.7.3 Vergleich und Bewertung

Als Alternative zum Propensity-Score-Ansatz bieten sich auch Nearest-Neighbor-Methoden
zur Datenfusion an. Nearest-Neighbor-Methoden verwenden zur Bestimmung der Fusi-
onspartner Abstandsmaße, die auf Basis der gemeinsamen Variablen berechnet werden.
Gängige Maße sind die euklidische Distanz oder die Mahalanobis-Distanz.

Propensity-Score-Ansätze weisen im Vergleich zu Nearest-Neighbor-Ansätzen den Nach-
teil auf, dass sie etwas aufwendiger zu berechnen sind, weil zur Berechnung der Propensity
Scores jeweils eine Logit- bzw. Probit-Schätzung nötig ist. Dieser Nachteil relativiert sich
bei sehr großen Datenbeständen jedoch. Zwar müssen hier jeweils die Propensity Scores
berechnet werden, doch die Fusion läuft rechnerisch viel einfacher ab, weil sich die Ab-
standsberechnung auf einen einzigen Wert – eben den Propensity Score – pro Beobachtung
reduziert. Ein Nearest-Neighbor-Matching kann bei einer großen Beobachtungszahl hin-
gegen sehr rechenintensiv werden, da pro Datensatz im Primärfile der Abstand zu allen
Datensätzen im Sekundärfile berechnet werden muss.

Propensity-Score-Ansätze besitzen gegenüber Nearest-Neighbor-Ansätzen den Vorteil,
dass durch das Schätzverfahren eine implizite Gewichtung der gemeinsamen Variablen
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durchgeführt wird. Bei Nearest-Neighbor-Verfahren ist es dagegen meist nötig, die ge-
meinsamen Variablen zu transformieren, um einigermaßen vergleichbare Abstände zu er-
halten, sonst würde die Datenfusion de facto primär auf Basis der Variablen mit dem
größeren Wertebereich erfolgen.

In unserem Anwendungsfall stellen also Propensity-Score-Ansätze die bessere Alter-
native dar. Dies gilt einerseits wegen unserer sehr großen Zahl von Beobachtungen in
beiden Files, andererseits wegen deutlicher Unterschiede der Verteilungen im Primär- und
Sekundärfile. In den amtlichen Steuerdaten liegt nämlich aufgrund der Schichtung ein
Oversampling von Beziehern hoher Einkommen vor. Im Standard-SOEP sind dagegen nur
relativ wenige Bezieher hoher Einkommen enthalten. Eine Ausnahme bildet nur die bisher
einmalig durchgeführte Hocheinkommensstichprobe (SOEP-Stichprobe G, „Einkommens-
starke Haushalte“).

3 Modell

3.1 Grundlegende Gedanken der Modellierung

Zentrale Leitidee der Modellierung war die Herstellung einer möglichst schnellen und
einfach handhabbaren Benutzerschnittstelle im Modell. Daher wurde die weit verbreitete
Software Microsoft Excel als Plattform für die Benutzerschnittstelle gewählt.

Die rechenintensive Aufbereitung der Datengrundlage und Anwendung komplexer sta-
tistischer Verfahren erfolgte an der Universität Hohenheim unter Verwendung der Statistik-
Software Stata. Die Endergebnisse dieser Verfahren wurden in das Excel-Modell aufge-
nommen. Somit muss diese methodisch komplexe und rechnerisch aufwendige Arbeit bei
der Anwendung des Modells nicht mehr durchgeführt werden.

Im Ergebnis wird eine sehr schnelle Verarbeitungszeit (praktische keine wahrnehmbaren
Antwortzeiten) auf aktuellen PCs erreicht.

3.2 Rechenlogik

3.2.1 Mikrosimulationslogik

Das Modell basiert auf einem Mikrosimulationsansatz. Das Modell enthält die Mikrodaten
in einer Tabelle. Jede Tabellenzeile entspricht einer bestimmten Anzahl von Steuerfällen,
die der jeweilige Gewichtungsfaktor angibt. Die wichtigsten Angaben der Steuerfälle im
Modell sind:

• Veranlagungsart,

• Entfernung zwischen Wohnung und Arbeitsstätte,

• Zahl der Tage, an denen der Weg zur Arbeit zurück gelegt wird,

• nachgewiesene Werbungskosten,
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• zu versteuerndes Einkommen,

• persönlicher Grenzsteuersatz.

Auf Basis dieser Mikrodaten kann eine Simulation von Änderungen des bestehenden
Rechts erfolgen.

3.2.2 Aufkommenswirkungen

Zur Simulation wird eine Art „Marginalbetrachtung“ durchgeführt. Zunächst werden die
Werbungskosten nach aktueller oder vom Benutzer einstellbarer neuer Rechtslage berech-
net. Neben den Elementen Pendlerpauschale und sonstige Werbungskosten erfolgt auch
noch eine Berücksichtigung der Nachweisgrenze für öffentliche Verkehrsmittel, die bei der-
zeitiger Rechtslage bei 4 500 ¤ p. a. liegt. Da Steuerfälle mit ÖPNV-Kosten über 4 500 ¤
bereits ihre Aufwendungen nachweisen müssen, werden diese Steuerfälle bei einer beab-
sichtigten Absenkung nicht tangiert. Eine Analyse der Verteilung der ÖPNV-Kosten im
gesamten Bestand ergibt keine besonders auffällige Häufung im Bereich knapp unterhalb
4 500 ¤. Deshalb ist nicht davon auszugehen, dass dies eine besonders bedeutende Grenze
für die Steuerpflichtigen darstellt. Dies gilt umso mehr als Steuerpflichtige in ihrer Steu-
ererklärung möglicherweise angeben, dass sie mit einem PKW zur Arbeit fahren, obwohl
sie in Wirklichkeit öffentliche Verkehrsmittel benutzen. Vor diesem Hintergrund wurde
ein pragmatischer Ansatz gewählt: zunächst wurde eine (vom Benutzer änderbare) Grö-
ße von 3 000 ¤ gesetzt, unterhalb der davon ausgegangen wird, dass die Aufwendungen
nachweisbar sind. Bei Absenkung der ÖPNV-Nachweisgrenze wird die Änderung der Be-
messungsgrundlage dann nur für solche Fälle berechnet, welche unterhalb von 4 500 ¤,
oberhalb von 3 000 ¤ und oberhalb der im Modell gewählten Nachweisgrenze liegen. Bei
diesen Steuerfällen wird angenommen, dass sie nur ÖPNV-Kosten in Höhe der gewählten
Nachweisgrenze machen. Insgesamt ist darauf hinzuweisen, dass der Effekt einer Ände-
rung der ÖPNV-Nachweisgrenze auch deshalb so klein ist, weil sehr wenige Steuerpflichtige
ÖPNV-Kosten in steuerlich sehr bedeutender Höhe geltend machen. So haben für das Jahr
2002 nur 13 493 Steuerpflichtige ÖPNV-Kosten über 4 000 ¤ geltend gemacht.

Nach Berechnung der Werbungskosten auf Basis der Mikrodaten erfolgt die Simulati-
on der Änderung der Bemessungsgrundlage in verschiedenen Szenarien. Zur Berechnung
der Aufkommenswirkungen von Änderungen des Werbungskostenrechts wird der Unter-
schiedsbetrag der Bemessungsgrundlage eines neuen Szenarios im Vergleich zum aktuellen
Recht mit dem persönlichen Grenzsteuersatz multipliziert. Dann erfolgt eine Multiplikati-
on mit dem Gewichtungsfaktor und eine Summierung der Wirkungen über aller Steuerfälle
im Modell. Implizit wird hier eine Konstanz des Grenzsteuersatzes angenommen. Dies er-
scheint plausibel, weil die zu erwartenden Änderungen des zu versteuernden Einkommens
nur bei sehr wenigen Steuerfällen zu einer dramatischen Änderung des Grenzsteuersatzes
führen werden. Diese Aufkommenswirkungen im Bereich Lohn- und Einkommensteuer
werden als Basis für die Berechnung des darauf anfallenden Solidaritätszuschlags genom-
men. Als Ergebnis werden die Effekte im Bereich Lohn- und Einkommensteuer, Solidari-
tätszuschlag sowie die Gesamtwirkung dargestellt.
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3.2.3 Besser- und Schlechterstellung

Als weiteres Ergebnis wird die Zahl der infolge einer Reform besser bzw. schlechter ge-
stellten Steuerpflichtigen angegeben. Durch Summierung der Gewichtungsfaktoren aller
Besser- bzw. Schlechterstellungen wird die Gesamtzahl der Besser- bzw. Schlechtergestell-
ten ermittelt.

4 Ergebnisse

4.1 Das Steueränderungsgesetz 2007

Am 29. Juni 2006 wurde mit der Mehrheit der Koalitionsfraktionen CDU/CSU und SPD
das Steueränderungsgesetz 2007 im Deutschen Bundestag verabschiedet. Darin ist u.a.
die Beschränkung der Entfernungspauschale auf Fernpendler (Ausschluss von 20 Entfer-
nungskilometern) vorgesehen (siehe Bundestagsdrucksache 16/1545 (2006) und Bundes-
tagsdrucksache 16/1859 (2006)). Die Neufassung der ersten beiden Sätze des § 9 Abs. 2
lautet:

Keine Werbungskosten sind die Aufwendungen des Arbeitnehmers für die We-
ge zwischen Wohnung und regelmäßiger Arbeitsstätte und für Familienheim-
fahrten. Zur Abgeltung erhöhter Aufwendungen für die Wege zwischen Woh-
nung und regelmäßiger Arbeitsstätte ist ab dem 21. Entfernungskilometer für
jeden Arbeitstag, an dem der Arbeitnehmer die Arbeitsstätte aufsucht, für
jeden vollen Kilometer der Entfernung eine Entfernungspauschale von 0,30
Euro wie Werbungskosten anzusetzen, höchstens jedoch 4 500 Euro im Kalen-
derjahr; ein höherer Betrag als 4 500 Euro ist anzusetzen, soweit der Arbeit-
nehmer einen eigenen oder ihm zur Nutzung überlassen Kraftwagen benutzt.

Die Oppositionsfraktionen forderten die Bundesregierung auf, das Steueränderungsgesetz
2007 zurückzuziehen, also den Status Quo beizubehalten. In Bezug auf die Entfernungs-
pauschale wird durchaus unterschiedlich argumentiert:

• Nur die Bundestagsfraktion der Linken widerspricht grundsätzlich einer Änderung
der Entfernungspauschale. In einer Kleinen Anfrage (Bundestagsdrucksache 16/1598
(2006)) behauptet sie: „Von der Abschaffung der Entfernungspauschale in ihrer bishe-
rigen Form sind rund 15 Millionen Steuerzahlerinnen und Steuerzahler mit höheren
Steuerbelastungen betroffen“.

• Die Bundestagsfraktion Bündnis 90/Die Grünen lehnt die Kürzung der Entfernungs-
pauschale zwar in der Form des Steueränderungsgesetzes 2007 ab (siehe Bundestags-
drucksache 16/1501 (2006)). Die Grünen wären jedoch bereit „die Entfernungspau-
schale um die Hälfte kürzen; sie aber für alle Entfernungen gelten lassen“ (Kuhn
(2006)).
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• Auch die FDP-Fraktion lehnt das Steueränderungsgesetz 2007 insgesamt ab (Bun-
destagsdrucksache 16/1654 (2006)). Eine eine Kürzung oder Streichung der Ent-
fernungspauschale bei gleichzeitige Senkung der Steuersätze wird aber von vielen
FDP-Politikern befürwortet.

Viele renommierte Steuerwissenschaftler und -praktiker fordern eine völlige Streichung
der Kilometerpauschale, jedoch nicht isoliert, sondern im Kontext einer tax cut cum base
broadening Steuerreform (so etwa Kirchhof (2003) oder Bareis (2004)).

Die nächsten beiden Abschnitte beschreiben die Ergebnisse einer Simulation verschie-
dener Reformen der Werbungskosten / Entfernungpauschale. Abbildung 1 zeigt die dabei
verwendeten Grenztarife für die Veranlagungszeiträume 2006 und 2007.
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zu versteuerndes Einkommen (Euro)

Grenztarif 2006 Grenztarif 2007

Abbildung 1: Grenztariffunktionen für die Veranlagungszeiträume 2006 und 2007. Quelle: Eigene
Darstellung berechnet nach § 32a EStG 2006 und Art. 1, Abs. 11, Steueränderungsge-
setz 2007

4.2 Ergebnisse für die Tariffunktion 2006

Mit Hilfe unseres Mikrosimulationsmodells lassen sich die Auswirkungen dieser (und an-
derer Reformvorschläge) quantitativ ermitteln. Tabelle 3 gibt einen Überblick über die
Auswirkungen alternativer Vorschläge unter Annahme der Tariffunktion 2006 nach § 32a
EStG. Tabelle 4 zeigt die Ergebnisse einer Simulation unter Annahme der Tariffunktion
2007 (siehe Artikel 1, Abs. 11, Steueränderungsgesetz 2007), d.h. unter Einbeziehung der
„Reichensteuer“.

17



Status quo Steueränderungs- Vorschlag Abschaffung
2006 gesetz 2007 „Die Grünen“ Pendlerpauschale

Pendlerpauschaele 0,30 ¤ je km 0,30 ¤ je km 0,15 ¤ je km keine
(ab dem 21. km)

Pauschbetrag 920 ¤ 920 ¤ 920 ¤ 920 ¤
Nachweisgrenze ÖV 4 500 ¤ 4 500 ¤ 4 500 ¤ 4 500 ¤
Aufkommensdifferenz 2 519,3 Mio. ¤ 2 529,5 Mio. ¤ 3 762,3 Mio. ¤

darunter: ESt/LSt 2 388,0 Mio. ¤ 2 397,6 Mio. ¤ 3 566,2 Mio. ¤
darunter: SoliZ 131,3 Mio. ¤ 131,9 Mio. ¤ 196,1 Mio. ¤

Besserstellung keine keine keine
Schlechterstellung 11,2 Mio. Stpfl. 11,2 Mio. Stpfl. 11,2 Mio. Stpfl.
Quelle: Eigene Berechnungen.

Tabelle 3: Szenarien für eine Änderung der Entfernungspauschale (Tariffunktion 2006)

Status quo Steueränderungs- Vorschlag Abschaffung
2006 gesetz 2007 „Die Grünen“ Pendlerpauschale

Pendlerpauschaele 0,30 ¤ je km 0,30 ¤ je km 0,15 ¤ je km keine
(ab dem 21. km)

Pauschbetrag 920 ¤ 920 ¤ 920 ¤ 920 ¤
Nachweisgrenze ÖV 4 500 ¤ 4 500 ¤ 4 500 ¤ 4 500 ¤
Aufkommensdifferenz 2 519,9 Mio. ¤ 2 530,0 Mio. ¤ 3 763,2 Mio. ¤

darunter: ESt/LSt 2 388,5 Mio. ¤ 2 398,1 Mio. ¤ 3 567,0 Mio. ¤
darunter: SoliZ 131,4 Mio. ¤ 131,9 Mio. ¤ 196,2 Mio. ¤

Besserstellung keine keine keine
Schlechterstellung 11,2 Mio. Stpfl. 11,2 Mio. Stpfl. 11,2 Mio. Stpfl.
Quelle: Eigene Berechnungen.

Tabelle 4: Szenarien für eine Änderung der Entfernungspauschale (Tariffunktion 2007)
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Tabelle 3 zeigt, dass sich die Auswirkungen der Kürzungen der Entfernungspauschale
nach Vorschlag der Regierungskoalition und des Bündnis 90/Die Grünen insgesamt kaum
unterscheiden. Die Aufkommenswirkung beträgt jeweils rund 2,5 Mrd. ¤. Eine völlige
Abschaffung der Entfernungspauschale hätte ceteris paribus einen Aufkommenszuwachs
von rund 3,8 Mrd. ¤ zur Folge, der etwa für eine budgetneutrale Senkung der Steuersät-
ze verwendet werden könnte. Bei isolierter Betrachtung sind bei allen Alternativen zum
Status Quo etwas mehr als 11 Mio. Steuerpflichtige betroffen (und nicht 15 Mio. wie „Die
Linke“ vermutet).

4.3 Ergebnisse für die Tariffunktion 2007

Tabelle 4 zeigt die Ergebnisse der Simulation derselben Reformvorschläge wie Tabelle 3.
Nun wird jedoch die Änderung der Tariffunktion (§ 32a EStG) durch das Steueränderungs-
gesetz 2007 berücksichtigt. Konkret heisst das: Der Grenzsteuersatz beträgt (vorbehaltlich
der §§ 32b, 32c, 34, 34b und 34c EStG) für zu versteuernde Einkommen von 250 001 ¤
an nun 45 v.H. statt wie bisher 0,42 v.H.

Die Aufkommensänderungen bei Übergang vom Tarif 2006 zum Tarif 2007 sind sehr
gering. Angesichts der kleinen Zahl der von der „Reichensteuer“ tatsächlich betroffenen
Zensiten ist dieses Ergebnis nicht überraschend.

5 Ausblick

Das in dieser Dokumentatation vorgestellte Modell ist ein innovatives Hilfsmittel zur
Quantifizierung der Auswirkungen von Änderungen des aktuellen Steuerrechts. Mit seiner
Hilfe gewonnene Ergebnisse können in aktuellen steuerpolitschen Auseinandersetzungen
als faktenbasierte Diskussionsgrundlage dienen, zumal wenn es um Änderungen der Wer-
bungskosten, insbesondere der Entfernungspauschale, geht. Damit kann das Modell die
steuerpolitische Diskussion versachlichen.

Mit Blick auf künftige Anforderungen sind Aktualisierungen und Erweiterungen des
Modells denkbar.

5.1 Aktualisierung der Datenbasis

Das Modell baut auf den aktuellsten derzeit (August 2006) verfügbaren Daten auf. Bei
wesentlichen Änderungen der rechtlichen Rahmenbedingungen ist eine Anpassung nötig.
Beispiele für solche Änderungen sind:

• Änderungen der Tariffunktion. (Sie erfordern eine Änderung der Berechnung des
Grenzsteuersatzes.) In Abschnitt 4.3 haben wir bereits die Tariffunktion 2007 be-
rücksichtigt. Andere Tariffunktionen lassen sich ebenso leicht modellieren.

• Abschaffung oder Modifikation des Ehegattensplittings, Ersetzung durch ein Fami-
liensplitting.
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• Gravierende Änderungen der Abzugsfähigkeit bestimmter nachgewiesener Werbungs-
kosten. (Sie erfordern eine Anpassung der Datenbasis.)

• Einführung neuartiger Berücksichtigungsmodelle der Pendlerpauschale. (Sie erfor-
dern eine Anpassung der Berechnungslogik für die Werbungskosten. Aktuell ist im
Modell eine maximal dreistufige Staffelung des Betrags für die Pauschale nach Ent-
fernung möglich.)

Darüber hinaus ist damit zu rechnen, dass durch die Alterung der Daten im Laufe der
Jahren ein „schleichender“ Qualitätsverlust eintritt. Beispiele für Ursachen sind:

• Änderungen der demographischen Struktur der Steuerpflichtigen (Anzahl der Steu-
erpflichtigen, Anteile von Grund- und Splittingtabelle).

• Änderungen der Höhe und Verteilung der Einkommen.

• Strukturelle Änderungen durch Abgänge Erwerbstätiger in Arbeitslosigkeit und
Rente sowie Zugänge in den Arbeitsmarkt durch Migration bzw. aus dem Bildungs-
system (Schule, Hochschule) oder Arbeitslosigkeit.

• Strukturelle Änderungen durch Arbeitsplatzwechsel und Umzüge. Beispiel: Die Ent-
fernung zwischen Wohnung und Arbeitsstätte ändert sich bei Umzug und Arbeitge-
berwechsel.

Daher ist eine regelmäßige (im Idealfall jährliche) Aktualisierung des Modells für die
Genauigkeit der Rechenergebnisse empfehlenswert. Wesentliche Änderungen der Rahmen-
bedingungen machen eine umgehende Anpassung unabdingbar.

5.2 Mögliche Funktionserweiterungen

Über die genannten Modifikationen hinaus bestehen noch verschiedene Möglichkeiten,
gegebenenfalls auf wachsende Anforderungen der Benutzer zu reagieren und die Funktio-
nalität zu erweitern. Beispiele hierfür sind:

• Erweiterung der Berechnungen auf mehrere Perioden: Derzeit wird nur der aktuel-
le Veranlagungszeitraum abgebildet. Die Berechnung könnte auf mehrere Perioden
ausgedehnt werden. Dabei müssen jedoch weitere Annahmen getroffen werden, etwa
wie sich Einkommen und Werbungskosten entwickeln werden.

• Benutzerdefinierte Steuertariffunktion: Im aktuellen Modell erfolgte die Berechnung
des persönlichen Grenzsteuertarifs bereits im Rahmen der Datenaufbereitung. Die-
ses Verfahren weist den Vorteil einer beschleunigten Verarbeitungszeit im Excel-
Modell auf. Eine Erweiterung des Modells um die Möglichkeit einer Definition der
Steuertariffunktion zur Berechnung der Grenzsteuersätze könnte durchgeführt wer-
den. Dies könnte insbesondere bei der Erweiterung des Modells auf mehrere Jahre
von Vorteil sein, falls tiefgreifende Änderungen des § 32a EStG geplant sind. Klei-
ne Änderungen, wie die Einführung der „Reichensteuer“ im Steueränderungsgesetz
2007, lassen sich bereits jetzt problemlos einbinden, wie in Abschnitt 4.3 gezeigt.
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• Korrekturlogik für Eingabefehler im Besteuerungsverfahren der Finanzverwaltung:
Die aktuell verfügbaren Daten erlauben es nicht, eine quantifizierbare Aussage dar-
über zu machen, in welchem Umfang die Werbungskosten insofern falsch erfasst
sind, als Fahrtkosten unter „Sonstige Werbungskosten“ erfasst wurden. Gespräche
mit Praktikern der mittleren Behörden und unteren Behörden der Finanzverwal-
tung ergaben, dass diese Fehler nach deren Ansicht zu sehr kleinen Fehlern führten.
Daher wurde dieser Tatbestand im Modell nicht mit einem Korrekturfaktor o.ä. be-
rücksichtigt, zumal eine seriöse Schätzung hier auch kaum möglich war. Im Rahmen
einer Erweiterung des Modells wäre jedoch in Zusammenarbeit mit der Finanzver-
waltung eine stichprobenartige Analyse der Steuererklärungen mit sonstigen Wer-
bungskosten über dem Pauschbetrag, aber ohne Nennung der Pendlerpauschale in
repräsentativen Finanzämtern möglich, um so die tatsächliche Bedeutung dieser Ef-
fekte quantifizieren zu können. Dies wäre jedoch mit einer nicht zu unterschätzenden
Belastung der Finanzverwaltung verbunden.
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